
Landtag Brandenburg 
6. Wahlperiode 

Drucksache 6/13 

 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
  
Das Parlament zum zentralen Ort der öffentlichen Debatte machen! 
  
Der Landtag möge beschließen: 
 
1. Der Hauptausschuss wird beauftragt eine Arbeitsgruppe „Parlamentsreform“ ein-

zuberufen, die unter Hinzuziehung externer Sachverständiger (insbesondere 
Kommunikations- und PolitikwissenschaftlerInnen, MedienvertreterInnen, Reprä-
sentantInnen anerkannter Verbände und Persönlichkeiten der Zivilgesellschaft) 
Vorschläge zur Neufassung der Geschäftsordnung erarbeitet. Das Ziel der grund-
legenden Anpassung soll sein, die Parlamentsarbeit interessanter zu gestalten 
und so das Parlament zum zentralen Ort der öffentlichen Debatte zu machen. 

2. Der Landtag beauftragt den Hauptausschuss, den Entwurf der so überarbeiteten 
Geschäftsordnung binnen eines Jahres dem Landtag zur Beschlussfassung vor-
zulegen. 

 
Begründung: 
Noch nie war die Wahlbeteiligung bei einer brandenburgischen Landtagswahl so 
niedrig wie am 14. September diesen Jahres. Als VolksvertreterInnen müssen wir 
uns fragen, wie das Parlament dazu beitragen kann, das Interesse der BürgerInnen 
zu stärken. Für Außenstehende oft schwer verständliche und wenig interessante De-
batten und parlamentarische Rituale ohne öffentliche Teilnahme rufen den Eindruck 
mangelnder Nähe zur Lebenswirklichkeit der Brandenburgerinnen und Brandenbur-
ger hervor. Hier muss die Reform ansetzen. 
 
Die Arbeitsweise des Parlaments wird in der Geschäftsordnung geregelt, deshalb ist 
es notwendig, gemeinsam mit externem Sachverstand über Wege und Formate 
nachzudenken, die die parlamentarischen Diskussionen lebendiger, bürgernäher und 
attraktiver machen. 
  
Mit der grundsätzlichen Öffentlichkeit der Ausschüsse ist in der letzten Legislaturpe-
riode ein wichtiger, aber bei weitem noch nicht ausreichender Schritt unternommen 
worden. Als reformbedürftig sehen wir insbesondere die Aktuelle Stunde und die jet-
zige Form der Fragestunde an. Erforderlich sind aus unserer Sicht z. B. grundsätzli-
che Möglichkeiten, regelmäßig die Regierung zu ihrem Handeln zu befragen, und die 
thematische Straffung der Tagesordnung. 
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